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ERKLÄRUNG ZUR RÜCKWÄRTSDECKUNG (WARRANTY STATEMENT) ZUR ORGANHAFTPFLICHTVERSICHERUNG
(DIRECTORS & OFFICERS LIABILITY)

1 - ALLGEMEINE ANGABEN

2 - ERKLÄRUNG ZUR RÜCKWÄRTSDECKUNG (WARRANTY STATEMENT)

Name, Rechtsform

Straße, Nr.

PLZ, Ort, Land

Den Repräsentanten des Unternehmens sind

• Schadenersatzansprüche und/oder Umstände, die bereits unter einem zeitlich vorangehenden Versicherungsvertrag gemeldet bzw. 
angezeigt wurden,

• Pfl ichtverletzungen oder Schäden, die bereits zu Schadenersatzansprüchen geführt haben oder von denen anzunehmen ist, dass sie zu 
Schadenersatzansprüchen führen können, die unter den Versicherungsschutz der hier angefragten Versicherung fallen

bekannt.

Unter den zeitlich vorangehenden Versicherungsverträgen angezeigte Umstände und/oder gemeldete Schäden sowie die mit den genannten 
Pfl ichtverletzungen, Umständen oder Schäden im Zusammenhang stehenden Ansprüche sind vom Versicherungsschutz ausgeschlossen.

Keine Entschädigungsleistungen werden erbracht für Ansprüche, die aufgrund von oder im Zusammenhang mit gegen die Versicherungsnehmerin, 
deren Tochtergesellschaften und/oder versicherte Personen bis zum Beginn des hier angefragten Versicherungsvertrages noch anhängigen 
oder zu diesem Zeitpunkt bereits abgeschlossenen Rechtsstreitigkeiten oder Ermittlungsverfahren geltend gemacht werden, einschließlich 
Ansprüche, die von diesen Sachverhalten abgeleitet werden.

Diese ausgefüllte Erklärung zur Rückwärtsdeckung und die eventuellen Anlagen sind Grundlage der Risikobeurteilung und werden deshalb 
Bestandteil eines etwaigen Versicherungsvertrags sein. Für den Fall, dass ein Versicherungsvertrag zustande kommt, gelten die in dieser 
Erklärung und in eventuellen Anlagen gemachten Angaben als vorvertragliche Angaben im Sinne der §§ 19 ff . Versicherungsvertragsgesetz 
(VVG).
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Durch wen erfolgt die Bestätigung?

Hiermit bestätige ich die Schlusserklärung.

Gesetzlicher Vertreter des Versicherungsnehmers (Organmitglied)

Name des Bestätigenden (eine Unterschrift ist nicht zwingend notwendig).

Ort, Datum

Der Unterzeichner ist allein befugt, im Namen der zu versichernden Person(en) und für das Unternehmen zu zeichnen und diese zu 
verpfl ichten. Er erklärt, die oben stehenden Fragen vollständig und wahrheitsgemäß beantwortet zu haben und keine für die Übernahme 
dieser Versicherung wichtigen Aspekte verschwiegen oder nicht richtig wiedergegeben zu haben. Er verpfl ichtet sich, Änderungen, die sich 
vor oder nach dem Abschluss des Vertrags ergeben haben, unverzüglich dem Versicherer mitzuteilen.

Die ausführliche Erklärung sowie eventuelle Anlagen werden bei Abschluss eines Vertrags Grundlage und Bestandteil des 
Versicherungsvertrags. Die Risikoangaben sind vorvertragliche Anzeigen. Hinsichtlich der Folgen bei der Verletzung vorvertraglicher 
Anzeigepfl ichten verweisen wir auf die Regelung des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG). Sie bestätigen, dass die vorstehenden Angaben 
vollständig und richtig sind.

Sie bestätigen ferner, dass Sie unsere Allgemeine Datenschutzerklärung 06.2019 erhalten und deren Inhalt – insbesondere Ihre Rechte 
als Betroff ener – zur Kenntnis genommen haben. Im Rahmen der Durchführung des Versicherungsvertrags sind wir auf die Verarbeitung 
von allgemeinen und personenbezogenen Daten angewiesen, welche wir unter Beachtung der maßgeblichen datenschutzrechtlichen 
Vorschriften und Einhaltung der gesetzlich vorgeschriebenen Standards verarbeiten, speichern und löschen.

3 - SCHLUSSERKLÄRUNG

Hinweis:

Wir benötigen die Bestätigung eines Organmitglieds (Geschäftsführer, Vorstand) des Versicherungsnehmers als Antragsteller. 

Die Bestätigung des Versicherungsvermittlers genügt trotz Maklervollmacht nicht.
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GESONDERTE MITTEILUNG NACH § 19 V VERSICHERUNGSVERTRAGSGESETZ ÜBER DIE FOLGEN EINER VORVERTRAGLICHEN 

ANZEIGEPFLICHTVERLETZUNG

Gemäß § 19 I Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherungsnehmer bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung die ihm bekannten 
Gefahrumstände, die für den Entschluss des Versicherers, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen, erheblich sind und 
nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat, dem Versicherer anzuzeigen. Stellt der Versicherer nach der Vertragserklärung des 
Versicherungsnehmers, aber vor Vertragsannahme Fragen im Sinn des Satzes 1, ist der Versicherungsnehmer auch insoweit zur Anzeige 
verpflichtet.

Dem Versicherer stehen gemäß § 19 V S. 1 Versicherungsvertragsgesetz Rechte wegen einer Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht 
nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung 
hingewiesen hat.

Aufgrund dessen weisen wir auf die nachstehenden gesetzlichen Regelungen über die Rechtsfolgen einer Anzeigepflichtverletzung hin:

 
§19 VVG Anzeigepflicht

(2)Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Absatz 1, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten.

(3)Das Rücktrittsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig verletzt hat. In diesem Fall hat der Versicherer das Recht, den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen.

(4)Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht und sein Kündigungsrecht nach Absatz 3 
Satz 2 sind ausgeschlossen, wenn er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, 
geschlossen hätte. Die anderen Bedingungen werden auf Verlangen des Versicherers rückwirkend, bei einer vom Versicherungsnehmer nicht 
zu vertretenden Pflichtverletzung ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

(5)Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Absätzen 2 bis 4 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat. Die Rechte sind ausgeschlossen, wenn der Versicherer den nicht 
angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

(6)Erhöht sich im Fall des Absatzes 4 Satz 2 durch eine Vertragsänderung die Prämie um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer 
die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung 
auf dieses Recht hinzuweisen.

 
§20 VVG Vertreter des Versicherungsnehmers

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen, sind bei der Anwendung des § 19 Abs. 1 bis 4 und des 
§ 21 Abs. 2 Satz 2 sowie Abs. 3 Satz 2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist des 
Versicherungsnehmers zu berücksichtigen. Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob 
fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 
zur Last fällt.

 
§21 VVG Ausübung der Rechte des Versicherers

(1)Der Versicherer muss die ihm nach § 19 Abs. 2 bis 4 zustehenden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist 
beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht 
begründet, Kenntnis erlangt. Der Versicherer hat bei der Ausübung seiner Rechte die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt; 
er darf nachträglich weitere Umstände zur Begründung seiner Erklärung angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist.

(2)Im Fall eines Rücktrittes nach § 19 Abs. 2 nach Eintritt des Versicherungsfalles ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, es sei denn, 
die Verletzung der Anzeigepflicht bezieht sich auf einen Umstand, der weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles 
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. Hat der Versicherungsnehmer die 
Anzeigepflicht arglistig verletzt,ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet.

(3)Die Rechte des Versicherers nach § 19 Abs. 2 bis 4 erlöschen nach Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss; dies gilt nicht für 
Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig 
verletzt, beläuft sich die Frist auf zehn Jahre.

 
§22 Arglistige Täuschung

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt.
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